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und Familientherapie den Eltern Hilfe bei allen strittigen 
Fragen angeboten. Die entwicklungsspezifischen Bedürfnisse 
des Kindes werden im Gespräch herausgearbeitet und alters­
gerechte Sorgepläne erarbeitet.5 Sicher wären weitere Bei­
spiele aufzuzählen, aber es geht mir um ein Diskussionsan­
gebot, um negative Trennungsfolgen für Kinder zu reduzie­
ren.

Ich bin der Auffassung, daß hier diese Probleme des Er-

ziehungs- und Umgangsrechts noch nicht genügend mit den 
Augen der Kinder gesehen werden. Ihre Befindlichkeiten bei 
einer Trennung der Eltern sind zu wenig gefragt und auch 
unzureichend erforscht. Beides ist notwendig.

5 D. Barentzen, „Selbstbestimmte Scheidung“, Psychologie Heute 
(Weinheim) 1989, Heft 12, S. 34 ff.

Berichte
Experten-Tagung an der 
Evangelischen Akademie Loccum 
zur Rechtsangleichung
Prof. Dt. ROSEMARIE WILL und Dr. PETER SANDER, 
Humboldt-Universität Berlin

Die vom Fachbereich Rechtswissenschaften der Universität 
Hannover, insbesondere von Prof. Dr. Ch. P f e i f f e r ,  
initiierte Tagung zum Thema „Die Rechtssysteme in der DDR 
und Bundesrepublik, Probleme und Perspektiven der deutsch­
deutschen Rechtsangleichung“ fand vom 25. bis 27. März 1990 
statt. Auf DDR-Seite wurde die Vorbereitung an der Sektion 
Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin koordi­
niert. Angesichts der historischen Aufgabe, die vor der 
Rechtswissenschaft in beiden deutschen Staaten steht, zwei 
höchst unterschiedliche Rechtssysteme, die 40 Jahre relativ 
getrennt voneinander gewachsen sind, zu vereinheitlichen, 
war die Tagung in Loccum der Start in die deutsch-deutschen 
Gespräche zu diesem Thema. Sie verdient um so mehr Be­
achtung, als die Mehrheit der Teilnehmer willens war, diese 
Aufgabe nicht nur zu bewältigen, sondern diesen Prozeß auch 
für die Rechtserneuerung in einem vereinigten Deutschland 
zu nutzen. Die Teilnehmer der Tagung kamen überwiegend 
aus dem Bereich der Wissenschaft. Darüber hinaus waren 
beide Justizministerien sowie Justizpraktiker aus der DDR 
und der BRD vertreten.

Die Locoumer Tagung war ein Stück praktizierter gesell­
schaftlicher Pluralismus, der — über den Streit der Meinun­
gen hinaus — dazu diente, notwendige Entscheidungen auf 
dem Wege der Rechtsangleichung vorzubereiten. Geht es doch 
nicht nur um die rechtstechnische Bewältigung dieses Pro­
zesses, sondern auch um die tatsächliche Befähigung der dar­
an Beteiligten, beide Rechtsordnungen produktiv zu verar- 
beide Justizministerien sowie Justizpraktiker aus der DDR 
und der BRD vertreten.

Die Tagung begann mit Vorträgen von Herrn R. L e i c h t  
(stellv. Chefredakteur von „Die Zeit“) und Frau Prof. Dr. 
R. W i l l  (Humboldt-Universität Berlin, Sektion Rechtswis­
senschaft) zur Frage: „Welches ist der Königsweg zur deut­
schen Einheit — Artikel 23 oder Artikel 146 Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland?“ Während für R. Leicht der 
Beitritt der DDR zur BRD nach Art. 23 GG nach wie vor der 
„Königsweg“ zur deutschen Einheit ist, versuchte R. Will noch 
einmal, einen Weg über eine Konföderation zu einem Bun­
desstaat als den vernünftigsten Weg zur deutschen Einheit 
herauszustellen. Daran schloß sich eine Podiumsdiskussion der 
Vertreter beider deutscher Staaten an, die — dank der ge­
schickten Moderation von Herrn H. P r a n 11 (Süddeutsche 
Zeitung) — über politische Kontroversen hinaus zu sachbezo­
genen Antworten führte.

Die konsequent auf Schwerpunkte des Rechtsangleichungs­
prozesses konzentrierte Hauptarbeit der Tagung wurde je­
doch ohne Zweifel in den Arbeitskreisen geleistet, deren Er­
gebnisse im folgenden kurz dargestellt werden:
Verfassungs-, Völker- und europarechtliche Fragen (Leitung: 
Prof. Dr. Rosemarie Will, Humboldt-Universität Berlin)
Dieser Arbeitskreis ging von der Zielvorstellung aus, daß sich 
die Vereinigung der beiden deutschen Staaten konsensual und 
friedlich sowohl zwischen den Kräftegruppierungen im In­
nern Deutschlands als auch auf internationaler Ebene voll­
ziehen soll. Das Schicksal der völkerrechtlichen Verträge mit 
Drittstaaten und der zwischen beiden deutschen Staaten abge­
schlossenen völkerrechtlichen Verträge, die alliierten Rechte 
und Verantwortlichkeiten gegenüber Deutschland und eine 
Reihe von Fragen, die Inhalt eines Friedensvertrages wären, 
wurden erörtert.

Es wurde herausgearbeitet, daß die BRD beim Vereini- 
gungsprozeß mit der DDR an die rechtlichen Grundsätze des 
EWG-Vertrages gebunden ist, die generell für die Außen­
politik der EG-Mitglied-Staaten gelten.1

Alternativ wurden Varianten des Weges zur deutschen 
Einheit diskutiert. Dabei räumten selbst die Befürworter des 
Weges nach Art. 23 GG — wegen der notwendigen Zustim­
mung der vier Mächte und des nötigen Konsensus der EG- 
Partner und der daraus zwischen beiden deutschen Staaten 
zu lösenden Sachprobleme — ein, daß auch das Beitritts­
verfahren nach Art. 23 GG nur zeitlich gestreckt erfolgen kann.

Allgemeines und besonderes Verwaltungsrecht, insbesondere 
Kommunalrecht und Verwaltungsgerichtsbarkeit (Leitung: 
Prof. Dr. Joachim Misseiwitz, Hochschule für Recht und Ver­
waltung Potsdam-Babelsberg)
Im Ergebnis dieses Arbeitskreises wurden folgende verfas­
sungsrechtliche Vorgaben eingefordert: Die Gliederung der 
DDR in Länder, ihre Ausstattung mit zum Grundgesetz paß- 
fähigen Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen, die 
Begründung einer demokratischen Kommunalverfassung — 
begleitet von einer Territorialreform — und die verfassungs­
mäßige Festschreibung einer rechtsstaatlichen Verwaltung. Bei 
der daran anschließenden Erörterung der zeitlichen und per­
sonellen Voraussetzungen der Rechtsangleichung im Verwal­
tungsrecht wurde konstatiert, daß die DDR-Verwaltungsrechts- 
ordnung dafür keine ausreichenden Lösungsmöglichkeiten 
bietet. Detailliert beraten wurde die, Rechtsangleichung auf 
den Gebieten des Verwaltungsverfahrensrechts, der Verwal­
tungsgerichtsbarkeit und des Beamtenrechts.

Probleme der Eigentumsordnung (Leitung: Dr. Rainer Kose- 
währ, Humboldt-Universität Berlin)
Hauptergebnis dieser Arbeitsgruppe ist die Feststellung, daß 
die vor der Vereinigung beider deutscher Staaten entstan­
denen Eigentumsverhältnisse für die V e r g a n g e n h e i t  
nicht am Maßstab des Art. 14 GG gemessen werden können. 
Es sei Aufgabe der DDR, diejenigen Eingriffe in Eigentums­
rechte, die rechtswidrig und wider die Gerechtigkeit vorge­
nommen wurden, in eigener Verantwortung zu bereinigen. 
Dabei sollte in geeigneten Fällen der Interessenausgleich zwi­
schen den als privaten Eigentümern und Nutzern unmittelbar 
Beteiligten Vorrang vor staatlichen Entschädigungsleistungen 
haben. Darüber hinaus werde für die DDR ein e i n h e i t ­
l i c h e s  Eigentumsverständnis bzw. ein einheitlicher Eigen­
tumsbegriff gefordert, der sowohl der freiheitssichernden 
Funktion des Eigentums als auch seiner Sozialbindung ge­
nüge. Dies schließe ein, das Eigentum verkehrsfä'hig zu ge­
stalten. Die Eigentumsordnung in der DDR müsse u. a. dem 
Vertrauen in den Fortbestand von Nutzungsrechten, Mieter­
schutz und Mietpreisbindung, dem Natur- und Umweltschutz 
sowie dem in der sozialen Marktwirtschaft gewachsenen Stan­
dard an Mitbestimmung in den Unternehmen Rechnung tra­
gen.

Zivilrecht und Zivilgerichtsbarkeit (Leitung: Prof. Dr. Harald 
Koch, Universität Hannover)
Der Arbeitskreis geht von einem Zusammenwachsen von Zi­
vil- und Wirtschaftsrecht in der DDR sowie davon aus, daß 
die Entwicklung von Sonderprivatrecht (Verbraucherrecht) 
anerkannt wird. An die Stelle des Vertragsgesetzes der DDR 
könnte für die unternehmerische Betätigung die Anwendung 
des Kaufmannsrechts, des Rechts der Handelsgeschäfte und 
des Gesellschaftsrechts in der in der Bundesrepublik gelten­
den Fassung treten. Dem Recht der Handelsgeschäfte sollten 
seinerseits Teile des BGB-Vertragsrechts oder ein modifizier­
tes ZGB-Vertragsrecht zugrunde liegen. Darüber hinaus wird

1 Vgl. hierzu auch Ch. Kirchner in NJ 1990, Heft 5, S. 197 ff.


